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(2) In nicht gelösten Arbeitsstreitfällen kann Klage 
beim zuständigen Kreisarbeitsgericht erhoben werden.

§ 25
Die Beschlüsse der Konfliktkommission sind durch 

den Vorsitzenden der Konfliktkommission zu verkün­
den, im Protokoll aufzunehmen und von allen Mitglie­
dern zu unterzeichnen.

§ 26
Am Schluß der Verhandlung sind die an dem Arbeits- 

streitfall Beteiligten von dem Vorsitzenden auf die Be­
stimmungen des § 30 dieser Verordnung hinzuweisen 
(Rechtsmittelbelehrung).

5. A u s f e r t i g u n g  u n d  E r f ü l l u n g v o n
B e s c h l ü s s e n  d e r  K o n f l i k t k o m m i s s i o n

§ 27
Den Beteiligten ist innerhalb von einer Woche je eine 

Ausfertigung des Beschlusses gegen Empfangsbescheini­
gung zu erteilen. Sie muß die Rechtsmittelbelehrung 
enthalten.

§ 28
Die Beteiligten sind an den Beschluß der Konflikt­

kommission gebunden, falls dieser nicht nach den Vor­
schriften des § 30 dieser Verordnung angefochten wird.

§ 29
Kommt der durch den Beschluß verpflichtete Betei­

ligte diesem nicht nach, so kann das Kreisarbeitsgericht 
den Beschluß auf Antrag des Berechtigten für voll­
streckbar erklären, sobald er durch die Beteiligten nach 
den Vorschriften des § 30 dieser Verordnung nicht mehr 
angefochten werden kann.

IV.
Rechtsmittel gegen die Entscheidung der Konflikt­

kommission
§ 30

(1) Ist ein an dem Arbeitsstreitfall Beteiligter mit 
der Entscheidung der Konfliktkommission nicht einver­
standen, so kann er die Entscheidung der Konflikt­
kommission durch Klage beim zuständigen Kreis­
arbeitsgericht innerhalb einer Frist von 14 Tagen an­
fechten.

(2) Die Frist zur Anrufung des Kreisarbeitsgerichtes 
beginnt mit Empfang der für den Beteiligten bestimm­
ten Ausfertigung des Beschlusses.

§ 31
(1) Auf Antrag des Staatsanwaltes können Entschei­

dungen der Konfliktkommissionen von den zuständigen 
Kreisarbeitsgerichten aufgehoben und durch eine andere 
Entscheidung ersetzt werden, wenn die Entscheidung 
auf einer Verletzung gesetzlicher oder kollektivvertrag­
licher Bestimmungen beruht.

(2) Der Staatsanwalt hat den Antrag innerhalb von 
drei Monaten nach ergangener Entscheidung der Kon­
fliktkommission zu stellen. V.

V.
Allgemeine Bestimmungen über die Tätigkeit der 

Konfliktkommissionen
§ 32

Mitglieder der Konfliktkommissionen dürfen wegen 
der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt 
werden.

§ 33
(1) Das Verfahren vor der Konfliktkommission ist 

kostenfrei.
(2) Die technischen Voraussetzungen für die Tätigkeit 

der Konfliktkommissionen sind von dem Leiter des 
Betriebes oder der Verwaltung auf Kosten des Betriebes 
oder der Verwaltung zu schaffen. Dazu gehören ins­
besondere Bereitstellung von Räumen, Ausführung von 
Schreibarbeiten, Schaffung der Möglichkeit zur Auf­
bewahrung von Akten usw.

VI.
Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 34
In volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 

der Landwirtschaft gilt der Schlichtungsversuch nach 
§ 9 des Gesetzes vom 12. Dezember 1949 zum Schutze 
der Arbeitskraft der in der Landwirtschaft Beschäftig­
ten (GBl. S. 113) mit Anrufung der Konfliktkommission 
als erfüllt.

§ 35
Bei Arbeitsstreitfällen, die nach Inkrafttreten dieser 

Verordnung bis zur Bildung der Konfliktkommissionen 
in dem betreffenden Betrieb oder der betreffenden 
Verwaltung entstehen, kann das Arbeitsgericht un­
mittelbar angerufen werden.

§ 36
Durchführungsbestimmungen erläßt das Ministerium 

für Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesvorstand 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes.

§ 37
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.
Berlin, den 30. April 1953

Die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik

Der Ministerpräsident Ministerium für Arbeit 
G r o t e  w o h l  I .  V . :  M a l t e r

Staatssekretär

Verfahrensordnung für die Sozialversicherung.

Vom 11. Mai 1953
Auf Grund des § 5 der Verordnung vom 26. April 1951 

aber die Sozialversicherung (GBl. S. 325) wird im Ein­
vernehmen mit dem Bundesvorstand des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes und nach Anhören der 
Ministerien, der Staatssekretariate und der Landeshand­
werkskammern hiermit zur Erledigung von Anträgen 
auf Leistungen und zur Regelung von Streitfällen aus 
der Sozialversicherung folgende Verfahrensordnung er­
lassen:

Anträge auf Leistungen
§ 1

(1) Die Leistungen der Sozialversicherung werden nur 
auf Antrag gewährt. Bei der Stellung von Anträgen auf 
Leistungen ist der Versicherungsausweis der Sozial­
versicherung vorzulegen.

(2) Anträge auf kurzfristige Barleistungen, wie 
Krankengeld, Hausgeld, Heil- und Genesungskuren, 
Schwangerschafts- und Wochenhilfe, einmalige Beihilfe 
an kinderreiche Mütter, Beihilfe für Entbindungskosten, 
Sterbegeld sind
a) im Betrieb zu stellen, wenn der Betrieb Barleistun­

gen auszahlt,


